Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/881 

04. 07. 73 
Sachgebiet 213 


Große Anfrage 

des Abgeordneten Dr. Schneider und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Städtebau und Städtebaupolitik 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Glaubt die Bundesregierung, daß auch nach der Novellie- 
rung des Bundesbaugesetzes die städtebaulichen Aufgaben 
der Zukunft nur durch eine grundlegende Veränderung 
unserer Eigentumsstruktur lösbar sind? 

2. Inwieweit bestätigen die Ergebnisse der Wissenschaft 
(Stadtforschung, Bauforschung) die Behauptung, nur auf der 
Grundlage einer neuen Eigentumsordnung sei humaner 
Städtebau zu realisieren? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesmini- 
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, daß 
neben dem Eigentum an Grund und Boden und dem Erb- 
baurecht ein neues Rechtsinstitut entwickelt werden muß, 
durch das die Gemeinden in bestimmten Gebieten das Voll- 
eigentum am Boden, der Bodennutzer aber nur ein zeitlich 
und sachlich beschränktes Nutzungsrecht (Nutzungseigen- 
tum) erhalten soll? 

4. Wie würde sich nach Auffassung der Bundesregierung ein 
solches Nutzungsrecht mit ihren Absichten vereinbaren, 
dem Wohnungsmieter ein Dauerwohnrecht einzuräumen? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage, ob die Ein- 
führung des „Nutzungseigentums", das das bisherige Voll- 
eigentum ersetzen soll, mit der Eigentumsgarantie des 
Grundgesetzes vereinbar ist, nach der der Wesensgehalt 
des Eigentums durch den Gesetzgeber nicht angetastet wer- 
den darf (Artikel 19 Absatz 2 des Grundgesetzes)? 

6. Stimmt die Bundesregierung mit der Auffassung des zu- 
ständigen Bundesministers überein, daß bei der Überfüh- 
rung von Privateigentum in gemeindliches Verfügungs- 
eigentum der bisherige Eigentümer mit verzinslichen Wert- 
papieren oder Anteilsrechten abgefunden werden kann, 
wobei die Entschädigungsraten mit dem Nutzungsentgelt 
verrechnet werden können? 

7. Hält die Bundesregierung eine Entschädigungsregelung, 
bei der das Volleigentum in ein Nutzungsrecht umgewan- 
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delt wird und der Enteignete die Entschädigungsraten durch 
das von ihm zu zahlende Nutzungsentgelt an sich selbst zu 
zahlen hätte, mit Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 bzw. mit Arti- 
kel 15 Satz 2 des Grundgesetzes für vereinbar? 

8. Entspricht es der Auffassung der Bundesregierung, daß 
dieses „Nutzungseigentum" im Wege der öffentlichen Aus- 
schreibung vergeben werden soll? Wie würde sich nach 
Auffassung der Bundesregierung die Vergabe an den 
Meistbietenden mit der Zielsetzung vereinbaren, zu preis- 
günstigen Bedingungen den Zugang zum Grund und Boden 
stärker als bisher breiten Schichten der Bevölkerung zu- 
gänglich zu machen? 

9. Welche gesetzlichen Sicherungen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu schaffen, daß auch im Rahmen größerer 
städtebaulicher Projekte die einkommensschwächeren Be- 
völkerungskreise an der Eigentumsbildung angemessen 
beteiligt werden? 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung den Städtebau in Staa- 
ten, in denen das Grundeigentum sozialisiert ist, im Ver- 
hältnis zum Städtebau in den Ländern, in denen das Privat- 
eigentum verfassungsrechtlich garantiert ist? 

1 1 . Verfügt die Bundesregierung über ausreichende Kenntnisse 
der Planungspraxis der Gemeinden in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

12. Inwieweit sind Mängel im Städtebau und städtebauliche 
Fehlentwicklungen auf eine unzureichende Bauleitplanung 
zurückzuführen? In welchem Maße ist dies durch eine nicht 
ausreichende personelle und verwaltungstechnische Aus- 
stattung der Planungsträger bedingt? 

13. Hat es sich bisher bewährt, wenn einem einzigen Rechts- 
träger die Funktion des Planungs-, Maßnahme- und Bau- 
trägers übertragen worden sind? 

14. Inwiefern hat unsere Finanzverfassung die städtebauliche 
Entwicklung negativ beeinflußt? 

15. Inwiefern sind städtebauliche Maßnahmen mangels öffent- 
licher Finanzhilfen oder ausreichender privater Finanzie- 
rungsmittel gescheitert oder nur unzulänglich realisiert 
worden? 

16. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Deutschen 
Städtetages, wonach sich der kommunale Investitions- 
bedarf bis 1984 auf 394 Milliarden DM beläuft, und inwie- 
fern ist sie bereit und imstande, diesen Finanzbedarf im 
Rahmen der Finanz- und Steuerreform und der mittel- und 
langfristigen Finanzplanung sicherzustellen? 

17. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch 
Maßnahmen der Raumordnung und der Wirtschaftsförde- 
rung den Städtebau so zu beeinflussen, daß schädliche Ver- 
dichtungen vermieden und gleichmäßige Lebensbedingun- 
gen in allen Teilen des Bundesgebiets geschaffen werden? 
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18. Wie gedenkt die Bundesregierung durch eine bessere Ver- 
zahnung von Raumordnung, Struktur- und Wohnungsbau- 
politik Fehlentwicklungen im Städtebau zu verhindern? 

19. Mit welchem zusätzlichen Flächenbedarf, der über die be- 
reits jetzt in Flächennutzungsplänen ausgewiesenen Bau- 
fiächen hinausgeht, ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung für städtebauliche Maßnahmen bis 1984 zu rechnen? 


Bonn, den 4. Juli 1973 


Dr. Schneider 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Die Ordnung der gebauten Umwelt, ihre Erneuerung und plan- 
mäßige Entwicklung bedarf der rechtlichen Sicherung und einer 
sinnvollen Anwendung der Gesetze durch die Verwaltung. 
Städtebau erweist sich als der fortwährende und unentwegte 
Versuch, dem sozialen Gestaltungswillen eines Volkes unter 
den jeweiligen geschichtlichen Bedingungen dauerhaften Aus- 
druck zu verleihen. Die Grundbedingungen des Städtebaus lie- 
gen in der jeweiligen Gesellschaft selbst, und sie bewähren und 
verändern sich in einer freiheitlichen und sozialstaatlich aus- 
gerichteten Gesampolitik des Staates. 

Grundlage des Bodenrechts muß aber das Privateigentum blei- 
ben. Nur das private Eigentum am Grund und Boden erweitert 
den Freiheitsraum für die persönliche Entfaltung, für die eigen- 
verantwortliche Lebensgestaitung und für die Zukunftsvorsorge 
des Bürgers. Dieser Freiheitsraum läßt sich allerdings nur dann 
in befriedigendem Maße verwirklichen, wenn möglichst viele 
Bürger in den Besitz von Grund und Boden gelangen können. 
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Das Privateigentum darf nicht zum Privileg kapitalkräftiger Be- 
völkerungsschichten werden, sondern muß dem Gesamtwohl 
dienen. Diese Sozialverpflichtung gilt in besonderem Maße für 
den Bauboden, der nicht unbegrenzt verfügbar ist. Deshalb ist 
es Aufgabe des Gesetzgebers, bei einer Reform des Bodenrechts 
die Einzelinteressen der Eigentümer mit den Gemeinschafts- 
interessen der Gesamtheit gerecht und sachbezogen auszu- 
gleichen. Dem Planungs- und Gestaltungsvorbehalt der Ge- 
meinde muß die Baufreiheit des einzelnen entsprechen, die er 
nur dann aufzuopfern gezwungen werden kann, wenn auf 
andere Weise eine sinnvolle und funktionsgerechte Bodennut- 
zung im Gesamtgefüge einer Gemeinde nicht durchzusetzen 
wäre. 

Um, dieses Ziel zu erreichen, muß sichergestellt werden, daß 
durch die Wohnungsbauförderung breite Bevölkerungskreise in 
Stadt und Land mit dem Eigentum an Grund und Boden ver- 
bunden werden, wobei der Wohnungsbau sich zugleich an 
einem humanen Städtebau zu orientieren hat. 

Die Bundesregierung hat eine Reform des Bodenrechts ange- 
kündigt, die in mehreren Stufen verwirklicht werden soll. Aus 
Äußerungen von Migliedern der Bundesregierung muß ge- 
schlossen werden, daß, im Gegensatz zur bisher erklärten Ein- 
stellung der Bundesregierung weitere Reformstufen nach einem 
geläuterten Eigentumsbegriff, also auf der Grundlage einer 
neuen Eigentumsordnung erfolgen sollen. 
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